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Antrag der Fraktion der FDP 

Istanbul-Konvention konsequent umsetzen – Mädchen und Frauen vor Gewalt 
schützen –Bremisches Maßnahmenprogramm auf den Weg bringen 

Mit ihrem innerstaatlichen Inkrafttreten am 1. Februar 2018 verpflichtet die Is-
tanbul-Konvention alle staatlichen Ebenen in Deutschland, den Bund, die Län-
der und die Kommunen, Gewalt gegen Frauen und Beziehungsgewalt 
(umgangssprachlich: häusliche Gewalt) effektiv zu bekämpfen, vorzubeugen 
und zu entschädigen sowie Betroffene von geschlechtsspezifischer Gewalt um-
fassend zu unterstützen. 

In Deutschland fallen wesentliche Aufgaben der Gewaltprävention, des Ge-
waltschutzes und der Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen in die Zu-
ständigkeit der Länder oder werden von diesen an die Kommunen delegiert. 
Aus völkerrechtlicher Sicht ist für die Umsetzungsverpflichtung völlig unerheb-
lich, welche föderale Struktur ein Vertragsstaat aufweist und wie die inner-
staatlichen Zuständigkeiten verteilt sind. Mit der Ratifikation besteht neben der 
völkerrechtlichen Verpflichtung, welche die Bundesebene adressiert, aber 
auch eine innerstaatliche Verpflichtung, welche Bund und Länder (und Kom-
munen) bindet. 

Mit der Ratifizierung und Erteilung des innerstaatlichen Anwendungsbefehls 
sind auch die Bundesländer selbst unmittelbar an die Istanbul-Konvention ge-
bunden und zu ihrer Umsetzung verpflichtet. Gemäß Artikel 59 Absatz 2 
Grundgesetz gilt die Istanbul-Konvention seit 1. Februar 2018 in Deutschland 
im Range eines Bundesgesetzes. Die Umsetzungsverpflichtung der Länder folgt 
daher aus dem Vorrang des Bundesrechts. Sie ist zudem durch die Einbezie-
hung der Länder und die daraus folgende Selbstverpflichtung zusätzlich abge-
sichert. Gemäß dem Lindauer Abkommen kann die Bundesregierung einen 
völkerrechtlichen Vertrag, dessen Umsetzung auch Maßnahmen im Bereich 
der ausschließlichen Länderkompetenz erfordert, nur mit vorheriger Zustim-
mung der Bundesländer ratifizieren. Mit dieser Zustimmung begründen die 
Länder zugleich ihre Selbstverpflichtung zur Umsetzung, von der nun abzurü-
cken stets einen Verstoß gegen Artikel 31 Grundgesetz und den Grundsatz der 
Bundestreue impliziert.  

Seit dem innerstaatlichen Inkrafttreten der Istanbul-Konvention am 1. Februar 
2018 sind daher auch die Länder in ihren Kompetenzbereichen direkt zu ihrer 
Umsetzung und Anwendung verpflichtet. Zur zeitnahen und effektiven Umset-
zung dieser Verpflichtung benötigt Bremen endlich einen umfassenden Lan-
desaktionsplan.  

Vor allem der Ausbau des Hilfesystems zu einer umfassenden, barriere-
freien/barrierearmen und nachhaltig finanzierten Hilfeinfrastruktur liegt in der 
Mitverantwortung der Länder. Bislang zeigen sich Lücken im Hilfesystem, 
denn insbesondere Frauen mit psychischen Beeinträchtigungen oder sucht-
kranke Frauen haben häufig kaum Zugang zu den Angeboten der Frauenhil-
feinfrastruktur. Darüber hinaus haben Frauen mit Behinderung nur einen sehr 
eingeschränkten Zugang zu Frauenhäusern oder Frauenberatungsstellen, weil 
vor allem Frauenhäuser oftmals nicht barrierefrei sind. Dabei zeigte die Studie 
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des Bundesfamilienministerium „Lebenssituation und Belastungen von Frauen 
mit Behinderungen und Beeinträchtigungen in Deutschland“ schon 2013, dass 
die Gruppe der Frauen mit Behinderungen noch einmal im besonderen Maße 
von Gewalt betroffen ist. Deshalb braucht es ausreichend niedrigschwellige 
und barrierefreie Schutz- und Unterstützungsangebote. 

I. Umfassende Koordinierung und Monitoring aufbauen  

Die Istanbul-Konvention verpflichtet die Unterzeichnerstaaten zu umfassenden 
Koordinierungs- und Monitoringprozessen. Dazu gehört neben der Forschung 
und Erhebung von Daten auch die Evaluation von Maßnahmen. Durch den Mo-
nitoringprozess soll beobachtet werden, wie und mit welcher Wirksamkeit die 
Maßnahmen auf den unterschiedlichen Ebenen umgesetzt werden. Dazu sollen 
Koordinierungs- und Monitoringstellen aufgebaut werden. In unserem födera-
len System mit seinen gemeinsamen Zuständigkeiten für den Gewaltschutz 
und die Gewaltpra ̈vention ist es sinnvoll, auch in den Bundesländern solche 
Stellen aufzubauen. 

Die Istanbul-Konvention steht in einer engen Wechselbeziehung zu anderen 
Menschenrechtskonventionen, zu deren Umsetzung Deutschland sich ver-
pflichtet hat. So ist es insbesondere Aufgabe einer Koordinierungs- und Moni-
toringstelle, die Zielsetzungen der unterschiedlichen Konventionen, wie der 
UN-Kinderrechtskonvention und der UN-Behindertenrechtskonvention, in Be-
zug auf die Umsetzung der Istanbul-Konvention in Einklang zu bringen.  

II. Die Bürgerschaft (Landtag) stellt fest:  

— Gewalt gegen Frauen und Ma ̈dchen ist eine Menschenrechtsverletzung. 
Mit dem Inkrafttreten der Istanbul-Konvention am 1. Februar 2018 ist auch 
Bremen verpflichtet, umfassende Maßnahmen zum Schutz von Frauen und 
Ma ̈dchen vor Gewalt zu ergreifen und eine bedarfsgerechte Frauenhilfein-
frastruktur zu gewährleisten.  

— Mit einem Landesaktionsplan würde Bremen über eine umfassende Ge-
samtstrategie verfügen. Dies bildet die Grundlage für die fortwährende 
Weiterentwicklung der Frauenhilfeinfrastruktur, insbesondere im Hinblick 
auf bestehende Versorgungsprobleme.  

III. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf:  

1. Einen Landesaktionsplan im Sinne einer konsequenten Umsetzung der Is-
tanbul-Konvention zu entwickeln und umzusetzen.  

2. Eine unabhängige Koordinierungs- und Monitoringstelle zur Umsetzung 
der Istanbul-Konvention in Bremen einzurichten. 

3. Maßnahmen zu ergreifen, die insbesondere die barrierefreie Zugänglich-
keit der Frauenhilfeinfrastruktur und Informationen zu Gewaltschutz und 
Gewaltpra ̈vention sowie den Gewaltschutz in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe gewährleisten.  

4. Der Bürgerschaft (Landtag) regelmäßig über den Stand der Umsetzung der 
Istanbul-Konvention in Bremen zu berichten.  

Birgit Bergmann, Lencke Steiner und die Fraktion 
der FDP 
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